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WIENERGEMEINDERAT
itzungvom29Dezember1926

FortsatzungderSpezialdebatteinderBeratungdesVi hlages

BürgermeisterSeitz eröffnetvorelf Uhrvormittagsdie
Sitzung .Dadie Spezialdebatteüberdie GruppeFinanzwesengesternbeen¬
det wordenist ,ergreift sofort Stadtrat Breitnerdas Wort ,umaufdie
AusführungenderOpposstionzuerwidern.

St R .Breitner führt in seinemSchlusswortaus :HerrGRZimmerlhatsich

darüberlustiggemachtdasssichaufdieReinheitderWienerVerwaltung
verwiesenhabe ,undgemeint,dassdumldiesetwasganzselbstverständliches
sei undgarkeinerErwähnungbedürfImAllgemeinentrifft es gewisszu
Wennmanaberin einemLandelebt ,in demmaneinesschönenTagesinder
Zeitungliesst ,dasswährendeinerSitzungdesNationalratesundohneihn

nit einemWortezuverständigen ,einegeMitgliederder Regierungzusammen

miteinpaarPolitikernderMehrheitdenBeschlussgefassthaben,ohneir-¬
gendeinenäherePrüfungfür alle EinlagenderihnennahestehendenCentral¬
bankderDeutschenSparkassenzuhaften ,dassslebenhundertMilliarden
Steuergeldereinfachin die Centralbankhinübergewandertsindundjetzt
in Formeiner Zwangsanleihevon den Sparkassen ,Raiffeisenkassen ,Banken
nichtnurübernommen ,sondernals AktreinsterEnteignungauchverzinst

undgetilgt werdenmüssendannist es sgonnotwendigauf denGegensatz

zurWienerVerwaltungzuverweisenWennesgeschchenkanndassmanplötz¬
lichin derZeitungliest ,dagsdiePostsparkasse,diesesalte ,vornehmeund
vorbildlicheInstitutnichtetwaseinVermögen,seinegesamtenReserven,
sondern110MillionenSchillingvondenihmanvertrautenSpareinlagenin
phantastischenEffektenundFrenkenspekulationenverlorenha ,dassdies

nter denAugendes mit der AufsichtbetrautenHandelsministersgeschehen

konntedasser anmanchendiesemhochaufgetürmtenVerlustgeschäftege
radezu mitgewirkthat ,dannist es schonganznützlict denUnterschied

aufzuzeigenWenneinBundesfinanzmnisterdendiechristlichsozialePartei
alsihregrosseHoffnunginsAmteingesetzthaeplötzlichnachKubaab
dampfundsich darandie bösestenGerüchteknüpfen ,wennes nochimmer
unausgeklärtist ,weshalbder Landeshauptmann-StellvertreteZwetzbacher
so spurles in die Versenkung verschwnden ist während es zweifellos fest¬

steht ,dass der Finanzrefrenet von Steiermark sich seineSpielschilden

voneinerBankbezahlenlisss unddieleitendenBeamtendiesesLandesdeni
gegebenenBeispielfolgendaufdemRückendesLanderisikolosspekuliert
darfmanschomdieReinheitderWienerVerwaltungerwähnenWennmaner
fährt dass im Bundesministeriumfür Landwirtschaft Neamtdie sich gegen

KorruptionwehrenohnewirklicheUntersuchungals geistesgestörterklärt
undpensioniertwerdenso dassder Verfassungsgerichtshofeingreifenmuss,
dannist es für die WienerBevölkerungdochein gryesesStückderBeruhigu

gung,zuwissen,dassdiesoschwereingenommenenSteuergelderauchebenso
schwerundnachsorgfältigeter UeberlegungausgegebenwerdenWirhabenin
allen diesen Sitzungeneine ganzeFlut vonVorwürfenüber dieschädigende
WirkungderWienerSteuerngehört ,Mankannsichnunvorstellen ,inwelcher

WeisedieMinderheitgegenunslosgegangenwäre,wennsichnureinHundert
stel ,ein Tausendsteldessenin derVerwaltungderGemeindeederetwæder
Zentralsparkasseabgespielthätte ,wasmanüberdenBundin diesenletz
tenMonatenschauderndvernehmenmusst

ZudenEinzelheitenübergehend,verweistderFinanzreferent
rauf,dassdieErmässigungderLustbarkeitsabgabebeidenTheaterskei-

gdasGleichbleibenodersogareinsSteigerungderSteuerbewirk
habe .EsseienvielmehreffektiveMindereinnahmenvonMilliardenzuver
zeichnenWenndiegesamteLustbarkemtsabgabedennochgegenüber1926bö¬
her veranschlagt werdenkonnte ,so ist dies auf den nochimmerwachsenden

Zustrom zumKino und Fussball zurückzuführen DieAmateurveranstaltungen
desFussballsportessinddabeisteuermässigbegünstigtBiszum20Dezem
berd .J .wurden2372Spieleabgehalten.1682SpielewarenderSteuer
vonblosszehnProzentunterworfengewesen.DurchdieErrichtungdesAma¬
lienbades ,der Turnplätze ,der für 1927geplantenSportanlageauf derHohen
WarteunddergrossenAnlageaufdemKongressplatz,duechEinführungdes
obligatorischenSchwimmunterrichtssundSubventionenvon66. 000Schil-¬
ling fördert die Gemeindeausgiebigdie körperlicheErtüchtigungDi

LagederVarietesseiganzverschiedenartigBeieinemsehrnamhaftenBe
triebdieserArtwurdeeindurchschnittlicherUeberschussvon106Schil¬
lingfür denTagfestgestellt .EingewisssehrausreichenderGewinnAnde
renBetriebengehtesmindergutundeswirddieMößlichkeitdurchdas
neueGesetzgebotensein ,einegewisseErleichterungzuschaffenDievor
gebrachte Beschwerde wegen der zu komplizierten Abrechnungsmetheden ,die

denTänzschulenvorgeschriebenwurden ,habenin der letztenZeitden
grösstenTeilderBerechtigungdadurchverlorendassvon97Tanzschulen
63 pauschaliert wurdenEin schweresUnrechtbedeutet es ,wennimmerwiede
die Nahrungs-oderGenussmittelabgabeals zweiteWarenumsatzsteue,be¬
zeichnetwerde .DasMerkzeichenderWarenumsatzstuerIst esdasssich
niemandihr zuentziehenvermag,GanzandersliegendieDingbeide .
Gemeindesteuer.Vondenin Wienbetrichenen3521Gasthäuserasindnu
767eingereiht.275hhingegensindabgabefreiInachtzigProzentaller
Betriebe kommtalso die Steuer überhauptnicht zur EinhebungVon1152
Cafehäusernsind348eingereihtund804vollkommensteuerfreåDerGe
meinderatZimmerlhabedaraufverwiesen,dassdieInseratenabgah.im
Jahre 1923mit 200 . 000Schilling veranschlagtgewesensei hingegenfü
1927mitvierMillioneneingesetztwerde.DassseieineVerzwanzigfachung
undein Beweisin welchungeheuerlichenWeiesich die Gemeindebereiche
re Demgegenübersei festgestellt ,dassdie gesamtenPersonalausgabenim
Jahre1923mit56MillionenSchillingpräliminiertwurdenFür1927be
tragen die PersonallastenlautBudgetaber 153MillienenSchilling ,wozu
nochweitere rund 1 )Millionen Schilling als Auswirkungder in denletz - ¬
ten Tagenmit denAngestelltenin langwierigenVerhandlungenvereinbar-¬
ten Erhöhungen hinzukommenBei Gehältern und Pensienen hat sich also åm

Vergleichezu1923eineSteigerungderAusgabum111MillionenSchlllin
vollzogen.Wenn,mansolchegewaltigeAusgabenzabedeckenhatdannist
esebenunmöglrbh ,allenWünschenwegenHerabsetzungderSteuerzuønter
sprechenDurchausunzutreffendist esdieWienerGemeindesteuernfür
die Arbeitslosigkeit verantwor lich zu machen .Wäredemwirklich se ,

dannkönntees ja als Gegensatein den BundesländernkeineArbeits -¬
losigkeit geben .Es ist jedochganzgenaudie gegenteiligeErscheinung
zuverzeichnenDerWienerAnteilandergesamtenArbeitslosigkeit
gehtvonMonatzuMonatzurückIn denBundesländernist hingegenein
AnwachsenzuverzeichnenDieUrsacheliegtausschliesslichinden
grossenInvestitionenderGemeinde.WienDerschlagendsteBeweisdafür
ist ,dassauchgegenwärtignochtrotsdeseingetretenenWinterwetter
auf denBaustellenundittelbar7821Arbeiterbeschäftigtsind .Dazw
kommennochtausendeArbeiterin denFabrikenin denWerkstättendie
mitderHerstellungvonTüren ,Fenstern ,Fussböden,Gasherden,Closstel
richtungen ,BeschlägenundallendenzahllesenBedarfsartikelndesa¬
wesenslohnendeArbeitfinden



VEI ERBO
StadtratKunschakhatderWienerGemeindeverwaltungdasLand

Vorarlberg als Beispiel wosgehalten .Dort wurde as Anlass der Landes - ¬

biersteuerdieFremdenzimmerabgabeabgeschafftNachdenAngabendesBun¬
desministeriums für Finangen hat Vorarlberg aus derLandesbiersteuer

einen Ertrag von511000Schilling zu erwarten .HingegenmachendieGe¬
samtausgabenfürArbeitslosenunterstützungnur55,000Schillingaus,
Vorarlberghat also mehrals nuenmalse viel an Landesbiersteuerzuge¬
wiedenbekommen,als seiner Mehrbelastungfürdie Notstandse
aushilfenentspricht .Daist esnatürlichkeinKunststück,auchaufeine
Steuer zu verzichten .WäreWienauchnur annäherndso beschenktworden,
dannhättenwirgleichfallsmitBegsitereunSteuerermässigungeneintre¬
ten lassen .Stadtrat Kunschakhat neuerlich das ProblemderGeldbeschaf-¬

funfaufgerolltundderGemeindeempfohlen,sichdiefür denWohnhaubbau
notwendigenKapitalienimAnleihewegzubeschaffen .Zunächstbinich
vollkommendavonüberzeugt ,dassdie vonihmgenannten100bis 500Mil¬

lionen Schilling für Zwecke ,die in den Augendes Kapitalesunproduktiv

sind ,weilsienichtdieVerzinsungundTilgungselbstaufzubringenwer-¬
mögen ,überhauptnicht erlangbar sind .Ein seiner Natur nachganzähnlich
Ratschlagwurdeuns imJhre 1919gegeben .DamalswünschtedieMinderheit
dasswirdenlaufendenBetriebsabgangderStrzssenbahnennichtdurch
eine Tariferhöhung ,sondern durch Aufnahmeeiner Schuld bedeckensollen .

Heuteerkennt wohljeder ,dass wir mit diesemSystemschon längstvoll¬
kommenzugrundegegangenwären." ilerWahrscheinlichkeitnachhätten
wirdie städtischenUnternehmungenüberhauptandasBakkkapital ,dasihr
Gläubigergewordenwäre ,verloren .Auchbei denWohnhausbautenhandeltes
sich unter den gegebenenVerhältnissen mfortlaufendeunddauernd
Ausgaben.DiesemüssenvonderWienerBevölkerunggenausowiedieIn-¬
standhaltungs -und Betriebskosten aufgebracht werden .DenAnleihewegkann
nur jemandempfehlen ,der wie Stadtrat Kunschakden Standpunkteinnimmt ,
dass nach ein paar Jahren ,wenndiese Anleihe aufgezehrt ast ,ohnehin

auchdchonderMieterschutzsoweitabgobautseinwird ,dassderWohnhau
baunicht mehrzu denAufgabender Gemeindegehört .UnsereAuffassungis
die gegenteilige .Deshalb müssen wir den Anleihewegfür derartige Zwek¬
ke abenso ablehnen ,wie es der christ lichsozialen Mehrheit nieeingefal .

lenist ,etwadieKostenderStrassenerhaltunguderdesBetriebesvon
Humanitätsanstaltenauf Anleihenzu verweisen .Hingegenkannichdurchaus
wiederholen,wasichzurEinleitungdesBudgetsgesagthabe .EineAnlel
he für ausgesprochenpruduktive Zweckeoder etwa zurKonsolidierung
des Schuldenatanddsder Wagbegegnetnbei uns keinemgrundsätzlichen
Bedenken.In eindringlichstenWeisehat sichStadtratKunschakmitden
Verhältnissen der Wagbeschäftigt unddarauf verwiesen ,dass hiereine
MöglichkeitgegebenseieineSteuererleichterungohneKürzungderAus-¬
gabeneintretenzulassen .DieskönnedurchAufnahmeeinerAmleihege-¬

schehen .Gegenwärtigliegendie Dingeso ,dassdasElektrizitätswerkje -¬
ne Teile der Baukosten der Wag ,die bisher Hurch die Wasserkraftabgabe
aufgebrachtwurden,nichtzuverzinsenhat .MitjedemJahr ,in demdieWas¬
serkraftabgabe eingehoben wird ,vermindert sich also die insenlast .

Eine Tilgungsquote ist in den derzeitigen Strompreis überhaupt nicht

verrechnet .DieTilgungerfolgt ebendurchdie WasserkraftabgabeNehmen
wir ein Anleihen auf ,so muss es in seiner Gesamtheit verzinst undge¬
tilgt werden .DieseerhöhtenAusgabenmüssendemnachimStrompreisihren
Ausdruck finden . DieKonsumenten von elektrischer Kraft werden also kei ne

neewegsdabei den Gesamtbetragder derzeitigen Belastung durch dieWasser- ¬
kraftabgabeersparen.Wohlaberkannesgelingen,durcheinelängerdaufen-¬
de Anleihedie Belastungauf eine grössere AnzahlvonJahren zuverteilen
und dadurch für die gegenwärtigeProduktien minder fühlbar zu machen .Ge¬
legentlich der Vollendungder Wasserkraftwerkewurdeder Preis fürden
Kraftstromin Wienum121/2Prozentheruntergesetzt .DieFrmässigung ,
die jetzt nochin Frage kommenkann ,selbst wennes sich umdievollen
vier Prozenthandelnwürde ,ist nichtmehrvonso einschneidenderBedeu-¬
tung .Dasbesagtaberhatürlichnicht ,dasswirnichtdurchausundernst-¬
haftbereitsind ,dieseMöglichkeitwahrzunehmen.Daessichumeinebe¬
reitsvollkommenausgebauteAnlagehandelt ,kannunddasBankkapitalauch

keineSchwierigkeitmiteiner .VerweigerungderAnlmihebereiten ,wiedies
etwainderVorkriegszeitgegenüberderfrüherenVerwaltunggelegentlich .
geschehen und wie es bei Wohnbauanleihennahezu sicher erwartet werden

müsste .Ichhabesogarbereits die notwendigeFühlunggenommenundes
wirdnichtannachdrücklicherBemühungfehlen,zueinemdenInteressender
StadtdienendenAbschlusszugelangen .MitAusschlussderBankeneineAus¬
landsanleihezu vollziehenist rein technischunmöglich .EinerInland¬
anleihe ,bei der dieser Weggegangenwerdenkönntesind durchdiebevor¬
stehendeZentralbankanleihedie Aussichtenverschlossen .Damitmüssen
uns abdinden und es soll dies kein Hindernis sein ,derKonsolidierung
der Wag=Schulgund damit der Ueberprüfungder Wasserkraftabgabeunsere
vollste Aufmerksamkeitzuzuwenden .Unter diesen Voraussetzungenkannich

demAntragedesStadtratesKunschak,zumalerselbstdarindasWort"ün-¬
gesäumt"gestrichenhat ,zurAnnahmeempfehlen.

DieMinderheithat eine ganzeFülle vonAnträgen ,die aufSteuerer
leichterungensichbeziehn ,eingebracht .Wirsindselbstverständlichkeine
Gegnerder ErmässigungvonAbgaben .In denvergangezenJahrenundgerade
indenletztenTagenhabenwirselbstvielmehrimmerwiedersolcheAn¬
trägeeingebracht .Esist diesmaturgemässmitweitangenehmerenGefühlen
geschehen,als beidenfrühernotwendiggewesenenSteuererhöhungen,die
immerKampfund Unzufriedenheit auslösten .Es entspricht demWeseneiner

jedenMinderheit,dasssieinBeziehungaufdieLastenweitergehende
Wünscheäussertals in dembetreffendenAugenblickerfülltwerdenkönnen.
Esist ja geradezudaskennzeichnendeder ganzenbisherigenBeratungen
gewesan ,dass von den Ausgaben überhaupt fast garnihht die Redegewe¬

sen ist .Odernur in demSinne ,dass sie ,wie ins esondere beimFürsorge¬
wesen ,bei der Strassenerhaltung ,nochzu geringseien .BlossdieAusgabe¬
postfür Wohnungsbauwurdebezweifelt .MeinesErachtensmitUnrecht .Hin
gegensind eigentlichalle unsereEinnahmequellender schärfstenKritik
unterzogenundalsmehroderminderverderblich ,ja selbstunmoralisch
bezeichnetwordenDieMinoritäthatesalsohierundüberallleicht ,
sich denVorrangzu sichern .BeikünftigenSteuerherabsetzungen,zudenen
es hoffentlich gewisskommenwird ,wird die Minderheitdaraufverweisen ,
dasssieschonlängstdieseForderungaufgestellthabeundwirförmlich
nurausBosheitgegendie Minerität ,diesesVerlangendamalsabgelehnt
hätten .Sostehen die Dingenicht .Wirwissenganzgenau ,dass nansich
mitderHerabsetzungvonSteuernwaitmehrFreundeschafft ,als mitdem
Beharrendarauf .WirkönnenaberineinembestimmtenAugenblicküberein
bestimmtesAusmassohneGefährdungder Ausgabenwirtschaftnichthänaus
gehen .Diese ablehnendeHaltung ,die wir jetzt einnehmenmüssen ,schlies
aber die Verpflchtungin sich ,immerwiederzu prüfen ,ob undwelche
Erleichterungenzugestandenwerdenkönnen .Esist auchein " ntrageinge
brachtworden,dersichaufdieVerlängerungderBefreiungvonderWohne
bausteuerfürNeueundZubautenbezieht .DerMagistrathatbereitseinen
solchenGesetzentwurfin Vorbereitungunder wirdnochimLaufedes

VonatesJänner demFinanzausschusszugehen .Ein anderer Antragbezieht
sichaufden§ 5,Absatz2 desWohnbausteuergesetzes.Dortistfestgelegt
dass die Wohnbausteuerohne irgendeine weitere Beratung oderBeschluss¬

fassungsichautomatischindemselbenMasseerhöht ,alseineallgemeine
ErhöhungderInstandhaltungszinsesfür Wieneintritt .DerSinndieserBe
stimmungwarder folgende :DerGemeindesollten aus derWehnbausteuer
in demUmfangemehr Mittel zufliessen ,als die bei der Herstellung eines

Hausesin betrachtkommendenLöhneundMaterialpreisegestiegensind .Da
aberdieWohnbausteüergegenwärtigohnediesnichtdieKostendeskommuna
lenWohnbaueszubedeckenvermag,sohabeichbereitsin derSitzungdes
Landtagesvom29. NovembermitErmächtigungdesHerrnBürgermeisterse .
klärt ,dassdie Gemeinderatsmehrheitnichtdie Absichthabe ,vondieser
MöglichkeitGebrauchzumachen.Wirwerdenalsein Sinnederdamaligen
ZusagetatsächlicheineentsprechendeVorlageeinbringenDabeiwird
allerdingsVorsorgegetroffenwerdenmüssen ,dassdieserVerzichtnicht
auchdannzur Geltunggelangt ,wennvielleicht einmalin Wienversucht



werdense Steiermarkgeschehenist ,dieunsererUeberzeu-¬
gungnachvollkommenklare undeindeutigeBestimmungüberdieErhöhung
desInstandhaltungszinseskünstlichzurLockerungdesMieterschutzes,zur
WiederherstellungderHausherrenrentezubenützenEinAntrag,dersich
aufdenVerzögerungszuschlagbezieht ,kannhiernichtzurAbstimmungkomm
men ,sondern nur der geschäftsordnungsmässigen Behandlung zugewiesenwer

den ,weiles eigeneBudgetpostfür denVerzögerungszuschlagbekanntlich
nicht gibt Dazumusslich folgendessagen :Die gegenwärtiggeltendenGe¬
setzlichenVerzugszinsenvon1012Prozentjährlichsindkeineswegsein
ausreichenderAntiebzurpünktlichenErfüllungderStuaerpflicht.Die
Fristen ,die in der Exekutionsordnungfür die GeltendmachungundHerein

bringung von Steuerrückständen vorgesehen sind ,dieausserordentlichen

Schwierigkeiten ,dieinabesonderbeijederExekutionuufHaus -und
Grundbesitzerwachsen,undeineHereinbringungvorJahresfristnahezuzur
Unmöglichkeitmachen,lasseneinenvölligenVerzichtaufdenVerzögerangs-¬
zuschlagunterdenbestehendenVerhältnissenalsunmögdicherswheinen.
DieWirkungwäreaberauchfürdieSteuerträgerganzundgarnichts .
vorteilhaft .DerZwang,mitExekutienenvorzugehenwäreweitausstärker
aisbisher ,wasnichtnurKostenverursacht,sondernauchgrosseUnannehm
lichkeitenmitsich bringt ,währendsich der Verzögerungszuschlagalsein
Mittel,dieSteuerträgerzurmöglichstpünktlichenErfüllungihrerPflich-¬
tenzuveranlassen,bewährthatDieRegierunghatimVorjahrebeider
Aenderungder AbgäbenteilungdasgleicheVerlangengestellt .Wirhaben
schondamalsfestgestellt ,dassderVerzögerungszuschlagkeinefiskali¬
scheEinnahmsquelle,sonderneinErziehungsmittelist DerAntragsteller

diederWürdedesGemeinderatesAbbruchctun.Dassolltehintangehalten
werdenEshandeltsichabernichthurumdieäussere,sondernauchumdie
innere Würdedes GemeinderatesUnddieser innerenWürdekannesnicht
entsprechen ,wenndie Minderheitunter Nichtachtungder geltendenGesetze
derDemokratiederMehrheitihrenWillenaufzwingenwillundschongar
nichtist es zuwünschendassdie Verwaltung,sei es auchnochsenotgedr
drüngen ,aufdenWegderMassenhandhabungdes§ 96in unsererVerfas¬
sunggedrängtwerde :DagunsnurnochzweiTagevomJahresendetrenneu,
undnochsiebenGruppensamtBilanzundBedeckungderBeratungharren,
wirdes notwendigsein ,so wiedies der HerrBürgermeisterin seinerRede

bereitsangekündigthat ,eineVorsorgezutreffen ,diedemMagisrat
die verfassungsrechtliche Grundlagefür die notwendigeFortführungder
Geschäfteschafft .DieEinnahmenfliessenja ohnehinKraftderGesetze,
Wirhoffenundwünschen,dasssichdies in Ruheundohnebesondere
Schwierigkeitenvollziehenwird .Immernochhat es sichgezeigt ,unddarin
sindwirmitStadtratKnschakeinesSinnes ,dassüberalleGegensätz¬
hinwegschliesslichdieInteressendesGemeinwesens,derGesamtheitste
hen .JedePartei dient demnachihrenUeberzeugungen,nachihrenGrund
sätzenunddie Bevölkerungwirdja Gelegenheithaben ,zu bestimmen ,wie
sie diese Richtlinien wünscht ,Bis dahin aber mussnaturgemääsdiezuletz

getroffenenEntscheidungihreGildigkeitbehalten .IndiesemSinnegibt
ja gerade das Kapitel Finanzweseneiner jeden Verwaltungdas Geprägeund

deshalbbitteichSie ,derVorlag, ,wiewirsieeingebrachthaben ,ihreZu¬
stimmungzuerteilenunddenruhigenungestörtenGangderBeratungen
undderVerwaltungzuermöglichen( StarkerBeifalllanganhaltenderBei¬

fall ) .scheint dies selbst einigermassenzu erkennenunder hat deshalbEven-¬
tualahträgeeingebracht ,die auf HerabsetzungdesVerzögerungszuschlages

undaufdessenspäteresinsLebentretenabzielenHierhandeltessich
nichtumFrageneinesSystemeIndemZeitpunkteindemderVerzögerungs
zuschlaggeschaffenwurde,warendieVerhältnisseandersgeartetundes
kanndurchausgeprüftwerden,obwirnichtgegenwärtigmiteinemgering

renAusmassedesVerzögerungszuschlagesdasAuslagen
Essolldiesauchgeschehen

zufindenvermögen.

St .. KunschakhatvondenBeziehungenzwischenMehrheitund
MinderheitüberhauptgesprochenEinigesdazuhabeichschoninmeinen
SchlusswortzurGeneraldebattegesagtundklargelegt,dassdieMinder-¬
heitmitUnrechtsichalsvernachlässigg ,alsvölligeinflussloshin¬
stellt .WiranerkennendurchausdieNotwendigkeiteinerwachsamen,eine
Kritikübemen,dasGewissenderMehrheitunausgesetztschärfendenMin
derheit,wirgebenihrselbstüberdenRahmenunsererindieserBezie
hungsehrweitgahendenVerfassungdieMöglichkeit ,derMitarbeitundd
EinblickesundwirhabensachlichenAusführungenstetsdievolleBeacl
tungzugewendet,WennsicheinerderRednerdarüberbeklagthat ,dass
eingrosserTeilderMehrheitnichtimmerimSaalanwesendsei,soist
auchdiesnurgeschehen,weilwirnichtwünschen,dassdieBeratungende
VienerGemeinderateszustürmisch,fürdieGalerie,fürdieBerichtersta-¬
ungzuinteressantwerdenImLaufesolangdauernderVerhandlungen,in
enenvonmanchenRednernderMinderheitüberausscharfeWortegebracu
ordensind ,hättees nurzuleichtzuAuseinandersetzungenkommenkönn





VierterBogenderVormittagsausgabe.
BeiderAbstimmung,diederBürgermeisterleitet ,wirddasKa-¬

vonderMehrheit
pitel/angenommen.WeiterswurdendieAnträgedesGemeinderatesZimmerl
auf Erhöhungder Aufwendungfür denFremdenverkehrundaufNichterhöhung
derWohnbausteuerimFalleeinerErhöhungdesInstandhaltungszinsesange¬
nommen,WeiterswurdederAntragdesGemeinderatesPaulitschkeaufNicht¬
anwendungdesWohhbausteuergesetzesfürAuf- Um-undNeubautenbis1930
mitder Beschränkung,dassein neuesGesetzgeschaffenwerde ,angenommen.

DieResolutionsanträgedesGemeinderatesZimmerlbezüglichderFremden-¬
zimmerabgabe,derNahrungs-undGenussmittelabgabe,Wertzuwachsabgabe,der
Lustbarkeitsabgabe ,der Anzeigenabgabe ,der HauspersonalabgabeundderBei¬
trögederFeuerversichertenfürdieKostenderFeuerwehrwerdenderge-¬
schäftsordnungsmässigenBehandlungzugewiesen .

St. R.SpeiserreferiertüberdasKapitelI(Personalangelegen
heiten)undlegtdieErfordernisseinZifferndar .Erberichtetüberdie
Personalstände ,wobeier bemerkt ,dassder Bersonalstandkeinerleibedeu¬
tendeVermehrung ,in einzelnenUnternehmungensogareinegeringeHerab¬
setzungerfahrenhat .StadtratSpeiserkommtdannaufdie Anwürfe,diewäh
rendderBudgetberatungvoneinzelnenOpporisionsrednerngegenseinRes
sorerhobenwurdenzusprechen.Wegenseinerpolitischen,religiösenoder
philosophischenUeberzeugungodereineraussolchenUeberzeugungenent¬
springendenBetätigungerwächstkeinemBeamten,keinemAngestelltenund
keinemArbeiterauchnurirgendeinSchaden.VonMassregelungenkann
wohlüberhauptnichtdieRedesein ,weildieKoalitionsfreiheitderstäd-¬
tischenAngestelltenstetsunangetastetbleibt.Esist ,wahrundwirdim¬
mermeinBestrebensein ,Ungerechtigkeitenzuvermeiden.Ichbinfreilich
oftnichtinderLage,dievorgebrachtenWünschezuerfüllenoderdieBe-¬
schwerdenalsgerechtfertigtanzuerkennen.DieNotwendigkeitendesDiens-¬
tesmüssenüberandereErwägungenstehen.Ichglaube,bewiesenzuhaben,
dassvoneinerGewaltherrschaftaufdemGebietederPersonalpolitikkei¬

ne Redesein kann .Ich bin aber nachwievor zur UeberprüfungvonBe¬
schwerden ,zur AbstellungvonUebelständen ,die ja in demeinenoder

anderenFallevorhandenseinkönnen,bereit .Ichstelle fest ,dassalle
eifrige undbereitwilligeArbeitfür die Gemeindestets anerkanntwird .
Ichglaube,dassdiesevonmirdargelegtenGrundlinienderPersonalpoli¬
tik dieBilligungdesGemeinderatesfindenwerdenundbitte ,dasBudget
derGruppeVerwaltungsangelegenheitenzugenehmigen.(StarkerBeifallbei
derMajorität).

DerVorsitzendeGemeinderatWeiglschliesstsodannnach
einUhrdieSitzung.FortsetzungderBeratungenheuteumvierUhrnach¬

mittags .
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